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dieser Umstand jedoch nicht 
abschließend geklärt worden.
Appel forderte eine neue 
Endlagersuche.
Appel berichtete vor dem 
Untersuchungsausschuß von 
Bohrungen aus den 1960er 
Jahren, bei denen Gas gefun-
den wurde. Er habe später 
diese Bohrungen ausgewertet 
und eindeutig dokumentierte 
Hinweise auf Gas gefunden. 

Offensichtlich sind diese Gas-
vorkommen aber nie hinsicht-
lich der Langzeitsicherheit 
ausgewertet worden. Man hat 
sich darauf beschränkt, diese 
Gasvorkommen als „nicht 
förderungswürdig“ zu be-
schreiben, wie im PTB-Zwi-
schenbericht geschehen. Ap-
pel berichtete, daß der Göttin-
ger Professor Hermann da-
mals erstaunt war, wie stark 

doch die Gaszutritte innerhalb 
des Salzstocks waren.
Appel wies in diesem Zu-
sammenhang ebenfalls auf die 
Gefahr hin, daß die Gasvor-
kommen unterhalb und in der 
Umgebung des Salzstocks für 
spätere Generationen durchaus 
als förderungswürdig einge-
stuft werden könnten. Dies 
wäre ein „menschlicher Ein-
griff in das Endlagersystem“, 

so Appel, wie er von vornher-
ein ausgeschlossen werden 
müßte. Der Versuch einer 
späteren Exploration von Gas 
an der Stelle von eingelager-
tem hochradioaktivem Atom-
müll wäre somit allein schon 
eine Sicherheitsgefährdung.

Heute im Bundestag Nr. 376 v.
12.11.2010 und Nr. 386 v. 25.11. 
2010. 

Beim Umladen der zehn Ca-
stor- und des einen TN 85-
Behälters in Dannenberg von 
den Bahnwaggons auf die 
Tieflader am 8. November 
2010 wurden an den elf bela-
denen Straßenfahrzeugen un-
ter Aufsicht des Gewerbeauf-
sichtsamts Lüneburg vom 
TÜV-Nord Strahlenmessun-
gen vorgenommen. Das nie-
dersächsische Umweltministe-
rium hebt hervor, „dass die 
zulässigen Grenzwerte der 
Dosisleistung (Gamma- und 
Neutronenstrahlung) sicher 
eingehalten werden“.

Für die Bürgerinitiative Um-
weltschutz Lüchow-Dannen-
berg (BI) ist diese Information 
irreführend. Niemand habe 
behauptet, daß Grenzwerte 
überschritten wurden, schreibt 
die BI. Alarmierend sei, daß 
der genehmigte Grenzwert der 
Gebinde von 0,1 Millisievert 
pro Stunde durchschnittlich zu 
70 Prozent ausgeschöpft wird. 
Das habe mit wirtschaftlicher 
Optimierung des Transportbe-
hälters, aber nichts mit einer 
den Grundprinzipen des 
Strahlenschutzes folgenden
Minimierung von Strahlenbe-
lastungen zu tun. Dabei sei zu 
berücksichtigen, daß der 
überwiegende Teil dieser 

Ortsdosisleistung durch Neu-
tronenstrahlung verursacht 
wird.

Wolfgang Neumann, Diplom-
Physiker beim Forschungsin-
stituts intac-Hannover, warnt: 
„Es ist wissenschaftlich äu-
ßerst umstritten, ob die biolo-
gische Wirksamkeit dieser 
Strahlung durch die vorgege-
bene Berechnungsvorschrift 
ausreichend berücksichtigt 
wird. Vor diesem Hintergrund 
sind aus Strahlenschutzgrün-
den größere Sicherheitsab-
stände zwischen Grenzwerten 
und gemessenen Werten zu 
fordern.“

Neutronenmessung von 
Greenpeace ergibt 480-
fach erhöhte Strahlung

Greenpeace-Experten haben 
am 8. November 2010 am 
Verladebahnhof in Dannen-
berg die Neutronen- und 
Gammastrahlung der Castor-
transportbehälter gemessen. 
Die Messungen nach den er-
sten drei Behältern zeigen, 
daß die Dosisleistung auch bei 
diesem Transport wieder hoch 
ist. Selbst in einer Entfernung 
von etwa 14 Metern konnte 
Greenpeace noch 4,8 Mikro-
sievert pro Stunde nachwei-
sen, über 480-mal mehr als die 

wenige Stunden zuvor am 
selben Ort gemessene Hinter-
grundstrahlung durch Neutro-
nen. Die Gammastrahlung 
beträgt demnach 2,3 Mikro-
sievert pro Stunde, das ist 40-
mal mehr als die Hintergrund-
strahlung. Zwar liegt die 
Strahlung damit wohl inner-
halb der Grenzwerte, die Be-
wertung der Schädlichkeit von 
Neutronenstrahlung ist in der 
Wissenschaft allerdings um-
stritten, erklärt Greenpeace.
Grafiken der Gesellschaft für 
Anlagen- und Reaktorsicher-
heit, die den Einsatzkräften als 
Datengrundlage für die 
Strahlenbelastungskurve zur 
Verfügung stehen, seien be-
wußt verharmlosend.
„Die Polizei wird von den 
Behörden bewußt getäuscht“, 
so Heinz Smital, Kernphysi-
ker und Atomexperte von 
Greenpeace. „Die Berichte der 
Gesellschaft für Anlagen- und 
Reaktorsicherheit (GRS) zur 
Neutronenstrahlung sind grob 
manipulativ und verharmlo-
send. Das ist fahrlässig, und in 
der Art der Verharmlosung 
symptomatisch. Die GRS 
spielt hier mit der Gesundheit 
der Polizisten, die diesen Zug 
begleiten müssen, und mit der 
Gesundheit der Bevölkerung. 
Wir warnen die begleitenden 
Polizisten, sich dem Zug zu 
sehr zu nähern.“
In dem Bericht wird bei der 
grafischen Darstellung der 
Dosisleistung, das heißt der 
Messgröße für die Intensität 
der radioaktiven Strahlung, 
mit zweierlei Maß gemessen. 
Die Grafik suggeriert eine ra-
schere Abnahme der Strah-
lung bei zunehmendem Ab-

stand vom Transportfahrzeug, 
als in der Realität gegeben. 
Bereits in einem Abstand von 
einer Fahrzeugbreite nimmt 
die Strahlung laut Grafik 
deutlich ab. Bei rund zwei 
Fahrzeugbreiten Abstand 
scheint das natürliche Niveau 
erreicht zu sein. Dieser Ein-
druck wird dadurch erreicht, 
daß Fahrzeuggröße und Ab-
stand vom Fahrzeug in unter-
schiedlichen Maßstäben dar-
gestellt sind.

Darstellung des Strahlen-
risikos manipulativ 

„Die Strahlenschutzverord-
nung sieht vor, jegliche 
Strahlung selbst unterhalb der 
Grenzwerte zu minimieren. 
Eine bloße Einhaltung von 
Grenzwerten ist nicht mit Un-
gefährlichkeit von Strahlung 
gleichzusetzen“, erklärt Smi-
tal. Jeder der Castorbehälter 
enthalte so viel radioaktives 
Material, wie bei der Reaktor-
katastrophe von Tschernobyl 
freigesetzt wurde. Der 100 
Tonnen schwere Metallbehäl-
ter soll die Umwelt vor dieser 
Strahlung schützen. „Unsere 
Messungen zeigen, daß der 
Castor die Strahlung nur un-
zureichend abschirmt. Das 
muß jedem klar sein“, so 
Smital. „In Wissenschaftskrei-
sen ist es unstrittig, daß ge-
rade für Frauen die einzuhal-
tenden Grenzwerte deutlich 
niedriger angesetzt werden 
müssen, was sich aber noch 
nicht in der Strahlenschutz-
verordnung niedergeschlagen 
hat.“ Vorsorglich sollten daher 
keine weiblichen Einsatzkräfte 
in der Nähe des Castors einge-
setzt werden.

Atomtransporte

„Strahlengefahr bei 
Castor-Transporten wird 
unterschätzt“
Greenpeace warnt die Polizei vor verharmlosenden 
Behördeninformationen
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Die Bundespolizei ver-
hinderte über Stunden 
erste Messungen in 
Dahlenburg

In der Nacht zuvor hatten die 
Greenpeace-Experten erst 
nach einer direkten Konfron-
tation mit der Bundespolizei 
eine erste Neutronenmessung 
in Dahlenburg durchführen 

können. Einsatzkräfte der Po-
lizei hatten das Meßteam zu-
vor über zweieinhalb Stunden 
lang massiv daran gehindert, 
in dem niedersächsischen Ort 
die Strahlenbelastung in ei-
nem Privathaus zu dokumen-
tieren. Anwohner hatten 
Greenpeace zuvor darum ge-
beten, die Belastung durch die 

Castorbehälter zu messen, die 
nur wenige Meter vor ihrem 
Haus über Stunden abgestellt 
waren. Die Polizei machte 
eine sachgerechte Messung 
aus dem Wohn- oder Schlaf-
zimmer des Hauses unmög-
lich. Meßwerte konnten nur 
aus dem Garten des Hauses 
mit einem ungünstigen Win-

kel gewonnen werden. „Das 
Datenmaterial aus dieser Mes-
sung muß auf Grund der un-
günstigen Umstände von uns 
in Ruhe ausgewertet werden, 
um eine Vergleichbarkeit zur 
Messung in Dannenberg her-
stellen zu können“, sagte
Smital. 

Die Bundesregierung bereitet 
offenbar drei Atommüll-
Transporte nach Rußland vor. 
Ein entsprechendes Abkom-
men zwischen beiden Ländern 
sei „unterschriftsreif verhan-
delt“, berichtete die Süddeut-
sche Zeitung unter Berufung 
auf Regierungskreise. Dem-
nach sollen 951 Brennele-
mente aus dem DDR-For-
schungszentrum Dresden-Ro-
ssendorf, die seit 2005 im 
nordrhein-westfälischen Zwi-
schenlager Ahaus lagern, mit 
18 Spezialbehältern in das 
russische Atomzentrum Majak 
im Südural gebracht werden.
In den 1950er Jahren waren 
die Brennelemente aus der 
Sowjetunion an die DDR ge-
liefert und im Forschungsre-
aktor Dresden-Rossendorf 
eingesetzt worden. Einen 
Zeitplan für den Transport 
nach Majak gebe es noch 
nicht, heißt es.
Grundlage für die Transporte 
ist dem Bericht zufolge ein 
Abkommen zwischen Ruß-
land und den USA, das die 
Rückführung von Brennele-
menten aus Forschungsreakto-
ren, die von der Sowjetunion 
bestückt worden waren, regelt. 
In Majak sollen die Stäbe zur 
weiteren Verwendung in rus-
sischen Atomkraftwerken auf-
gearbeitet werden, hieß es 
weiter. Danach sollten sie zur 
Endlagerung in Rußland blei-
ben.
Es sei Ziel des Abkommens
mit Moskau, „die Menge an 

hoch angereichertem Uran so
weit wie möglich zu reduzie-
ren“, zitierte die Zeitung aus 
einer Antwort der Bundesre-
gierung auf eine parlamentari-
sche Anfrage der grünen Bun-
destagsfraktion. Eine Entsor-
gung sei in Deutschland „we-
gen des in naher Zukunft nicht 
verfügbaren Endlagers für be-
strahlte Brennelemente keine 
gangbare Option“. Aus dem 
sächsischen Wirtschaftsmini-
sterium verlautete der Zeitung 
zufolge, der Transport solle 
helfen, Kosten für die Zwi-
schenlagerung zu sparen.

Deutscher Atommüll 
könnte künftig in russi-
sches Erdreich gepumpt 
werden

Flüssiger radioaktiver Abfall 
aus der geplanten Wiederauf-
arbeitung deutschen Atom-
mülls könnte künftig in Ruß-
land in den Untergrund ge-
pumpt werden. Die rechtliche 
Absicherung dieses Verfah-
rens durchläuft zur Zeit den 
Gesetzgebungsprozess der 
russischen Staatsduma. Davon 
betroffen wären auch die ab-
gebrannten Brennelemente des 
sächsischen Forschungsreak-
tors Rossendorf, die aus dem 
Zwischenlager Ahaus in die 
russische Atomanlage Majak 
transportiert werden sollen. 
Die Umweltorganisation Green-
peace fordert die sofortige Of-
fenlegung des geheimen Ver-
tragsentwurfs zwischen der 
sächsischen Regierung und 

dem russischen Staatskonzern 
„RosAtom“. Auch der Staats-
vertrag zwischen der Bundes-
regierung und der Regierung 
der Russischen Föderation 
solle veröffentlicht werden. 
„Wir haben die Nase voll von
Geheimverträgen zu Atomfra-
gen“, sagte Greenpeace-Atom-
experte Tobias Münchmeyer.
Ausschließlich in Rußland 
werden demnach schon länger 
flüssige heiße Atomabfälle 
aus der Wiederaufarbeitung 
mit Pumpen in eine Tiefe von 
mehr als 200 Metern „inji-
ziert“. Dies wird bisher in der 
Nähe der Atomanlagen von 
Tomsk, Dimitrowgrad und 
Krasnojarsk praktiziert. Erst 
jetzt soll dieses Vorgehen in 
einem neuen Gesetz „Über 
den Umgang mit radioaktiven 
Abfällen“ in Rußland recht-
lich abgesichert werden. Darin
heißt es Greenpeace zufolge: 
„Die Lagerung flüssiger 
leicht- und mittelradioaktiver 
Abfälle in tiefengeologischen 
Schichten (Sammelbecken-
Schichten) (...) ist ausschließ-
lich an Punkten der Tiefenla-
gerung flüssiger radioaktiver 
Abfälle erlaubt, die zum Zeit-
punkt des Inkrafttretens dieses 
Bundesgesetzes ausgerüstet 
und genutzt werden.“ Die 
zweite Lesung dieses Gesetzes 
war für den 17. November 
2010 geplant, wurde aber an-
gesichts von Protesten in 
Rußland und Deutschland ge-
gen den geplanten Atommüll-
transport vertagt. Dennoch 
soll das Gesetz bis Ende 2010 
verabschiedet werden, heißt 
es.

„Atommüllexport nach 
Rußland wäre illegal“
Die vom Land Sachsen ge-

plante Ausfuhr der 951 
Brennelemente in die russi-
sche Wiederaufarbeitungsan-
lage Majak verstößt nach An-
gaben des ARD-Magazins 
MONITOR vom 18. Novem-
ber 2010 zufolge gegen das 
Atomgesetz. Demnach ver-
bietet das deutsche Atomge-
setz die Ausfuhr der Brenn-
elemente, weil Rußland nicht 
nachweisen kann, daß es über 
ein Endlager für hochradioak-
tiven Atommüll verfügt. Im 
deutschen Atomgesetz heißt 
es, radioaktive Reststoffe so-
wie ausgebaute oder abge-
baute radioaktive Anlagenteile 
müßten „schadlos verwertet 
werden oder als radioaktive 
Abfälle geordnet beseitigt 
werden (direkte Endlage-
rung)“. „Schadlos bedeutet, 
daß weder die Bevölkerung in 
der Umgebung noch die Um-
welt zu Schaden kommen 
kann“, so der Atomrechtsex-
perte Alexander Roßnagel ge-
genüber MONITOR. Genau 
das könne bei der umstrittenen 
Wiederaufarbeitungsanlage 
Majak niemand gewährleisten.
Da es in Rußland darüber hin-
aus kein Endlager für hochra-
dioaktiven Atommüll gibt, sei
es zur Zeit unmöglich, die ge-
ordnete Entsorgung nach Pa-
ragraph 9a Atomgesetz si-
cherzustellen. „Das Material 
muß am Ende zurück nach 
Deutschland“, erklärt der 
ehemalige Abteilungsleiter 
Reaktorsicherheit im Bundes-
umweltministerium Wolfgang 
Renneberg gegenüber MONI-
TOR. „Ansonsten würde man 
sich auf eine billige Tour des 
Materials entledigen, die dem 
Atomgesetz widerspricht“. 

Atommüll

Atommüll-Transporte nach 
Rußland geplant


